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Auf Grund des Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt Marktbreit - nachstehend als 
Gemeinde bezeichnet - folgende mit Schreiben des Landratsamtes Kitzingen vom 14.04.1987      
Nr. 33-028/05.2 genehmigte 

 
Beitragssatzung für die Verbesserung der Wasser- 

versorgungsanlage 
 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Die Gemeinde erhebt einen Beitrag zur De-
ckung ihres Aufwandes für die Verbesserung 
der Wasserversorgungsanlage für das Stadt-
gebiet ohne Ortsteil Gnodstadt durch folgende 
Maßnahmen: 
Anschluss an die Fernwasserversorgung 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder 
gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben, wenn für sie nach § 4 
WAS ein Recht zum Anschluss an die Was-
serversorgungsanlage besteht. Ein Beitrag 
wird auch für Grundstücke erhoben, die an 
die Wasserversorgungsanlage tatsächlich an-
geschlossen sind. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 
Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Ver-
besserungsmaßnahme tatsächlich beendet ist. 
Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor 
dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, ent-
steht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten 
dieser Satzung. 
 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des 
Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 
 
 
 

 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücks-

fläche und der Geschossfläche der vor-
handenen Gebäude berechnet. 

(2) Die Geschossfläche ist nach den Au-
ßenmaßen der Gebäude in allen Ge-
schossen zu ermitteln. Keller werden 
mit der vollen Fläche herangezogen. 
Dachgeschosse werden nur herangezo-
gen, so weit sie ausgebaut sind. Gebäu-
de oder selbständige Gebäudeteile, die 
nach der Art ihrer Nutzung keinen Be-
darf nach Wasserversorgung auslösen 
(Nebengebäude), werden nicht herange-
zogen; das gilt nicht für Geschosse, die 
tatsächlich einen Wasseranschluss ha-
ben. Balkone, Loggien und Terrassen 
bleiben außer Ansatz, wenn und so weit 
sie über die Gebäudefluchtlinie hinaus-
ragen. 

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerb-
liche Nutzung ohne Bebauung zulässig 
ist, wird als Geschossfläche ein Viertel 
der Grundstücksfläche in Ansatz ge-
bracht; das Gleiche gilt, wenn auf einem 
Grundstück die zulässige Bebauung im 
Verhältnis zur gewerblichen Nutzung 
nur untergeordnete Bedeutung hat. 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken 
ist die anzusetzende Geschossfläche 
nach der in der näheren Umgebung vor-
handenen Bebauung zu ermitteln; anzu-
setzen ist das durchschnittliche Maß der 
tatsächlichen baulichen Ausnutzung der 
Grundstücke in der näheren Umgebung. 
Fehlt es an der heranziehbaren Bebau-
ung, so ist ein Viertel der Grundstücks-
fläche als Geschossfläche anzusetzen. 
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§ 6 
Beitragssatz 

 
(1) Der durch Beiträge abzudeckende Auf-

wand wird zu 40 vom Hundert nach der 
Summe der Grundstücksflächen und zu 
60 vom Hundert nach der Summe der 
Geschossflächen umgelegt. 

(2) Der Beitrag beträgt 
a) pro m² Grundstücksfläche DM 0,50 
b) pro m² Geschossfläche DM 1,60 

 
§ 7 

Fälligkeit 
 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustel-
lung des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 8 
Mehrwertsteuer 

 
Zu den Beiträgen wird die Mehrwertsteuer in 
der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben, so 
weit die Wasserversorgungsanlage umsatz-
steuerpflichtig ist. 

§ 9 
Pflichten der Beitragsschuldner 

 
Die Beitragsschuldner sind verpflichtet, der 
Gemeinde für die Höhe der Schuld maßgeb-
liche Veränderungen unverzüglich zu melden 
und über den Umfang dieser Veränderungen 
Auskunft zu erteilen. 
 

§ l0 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Marktbreit, 22.04.1987 
STADT MARKTBREIT 
Schubert, Erster Bürgermeister 
 
 
 

 
 
 
Bekanntmachungsvermerk 
Vorstehende Satzung wurde am 22.04.1987 in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft zur 
Einsichtnahme niedergelegt. Hierauf wurde durch Anschlag an allen Amtstafeln der Stadt Markt-
breit hingewiesen. Die Anschläge wurden am 28.04.1987 angeheftet und am 29.05.1987 wieder ab-
genommen. 
 
Marktbreit, 29.05.1987 
Verwaltungsgemeinschaft Marktbreit 
I.A. Baumeister, Leiter der Geschäftsstelle 
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